
Kommentator Andrzej Godlewski und Joachim Ciecierski gehen auf die
wichtigsten Ereignisse der Woche ein: Kritik aus Deutschland – Sorge,
oder Einmischung in Polens Souveränität? Europäische Kommission leitet
ein Verfahren gegen Polen ein. 400 Flüchtlinge auf dem Weg Richtung
Weichsel. Neue Steuer für ausländische Ketten soll polnische Super-
märkte konkurrenzfähiger machen.

KommentatorJanusz Tycner und Joachim Ciecierski gehen auf die wichtig-
sten Ereignisse der Woche ein: Staatspräsident Andrzej Dudas zornige
Rede zum 45. Jahrestag der Dezember-Unruhen an der polnischen Ost-
seeküste: die Dritte Republik hat versagt. Neues Gesetz  über das Ver-
fassungsgericht soll mehr Ausgewogenheit in die Spruchkammer bringen.
Staatshaushalt 2016 unter Dach und Fach. Neue soziale Leistungen sind
finanzierbar. Staatspräsident Andrzej Duda zu Besuch in Kiew. Der bri-
tische Ministerpräsident zu Besuch in Warschau. Polens Haltung: neue
EU-Grenzpolizei Frontex ja, aber nicht unter Zwang. Polens Hoffnung:
Brüsseler Gespräch zwischen Ministerpräsidentin Beata Szydło und
Martin Schulz wird die antipolnischen Emotionen des EU-Parlamentspräsi-
denten zähmen.

Kommentator Janusz Tycner und Joachim Ciecierski gehen auf die wichtig-
sten Ereignisse der Woche in Polen ein: „Polen gefährlicher als die
Mördertruppe des Islamischen Staates“ – deutsche Medien gewähren Polen
kein Pardon. Der Streit um die Besetzung des Verfassungsgerichts gerät
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zu einem gordischen Knoten. Es wird keinen Bevollmächtigten der poln.
Regierung für die Einführung des Euro mehr geben. Polen ist froh über
die „Türkei-Lösung“ des Emigranten-Problems. Donald Tusk wittert den
Wechsel und wendet sich von der zunehmend vereinsamenden Frau Merkel
ab. Polen unterstützt die Ziele des Pariser Klimagipfels und hofft,
dass alles beim alten bleibt. Polnischer Frachter von nigerianischen
Räubern überfallen.

Kommentator Janusz Tycner und Joachim Ciecierski gehen auf die wichtig-
sten Ereignisse der Woche in Polen ein: Polens neue Regierung und ihre
Prioritäten. Erste Entscheidungen: 200 Ukraine-Polen heimgeholt, Abfin-
dungen von Managern der Staatsfirmen endlich wirkungsvoll gedeckelt,
langjähriger Konflikt um Zwangseinschulung von Sechsjährigen
beigelegt. Pornographie auf der Bühne in Wrocław verhindert – Je-
linek-Theaterstück läuft ungehindert weiter. Der Konflikt um die Wahl
der Verfassungsrichter und sein wahrer Hintergrund. Europa-Fahnen in
Polen weiterhin willkommen.

Staatspräsident Andrzej Duda ehrt in London polnische Flieger, die an
der Luftschlacht um England 1940 teilgenommen haben und wirbt für
ständige Nato-Stüzpunkte in Polen. Wahlkampfparteitage der Opposition
und der Regierungspartei. Wahlkampf geht in seine heiβeste Phase über.
Hitzige Flüchtlingsdebatte im Sejm. Deutsche und EU-Drohungen und Er-
pressungsversuche gegenüber Polen und anderen ostmitteleuropäischen
Ländern häufen sich und können die EU dauerhaft zu beschädigen.
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Kommentator Janusz Tycner und Joachim Ciecierski gehen auf die wichtig-
sten Ereignisse der Woche in Polen ein: Staatspräsident Dudas Ber-
lin-Besuch – Bilanz. Flüchtlingskrise: Deutschland droht Polen. Volks-
befragung und kaum einer geht hin. Polnischer Schulstreik in Litauen.
Der „Goldene Zug“ belebt Phantasie und Tourismus.

Kein Agrarland in Ausländerhand, fordern Polens Bauern.

Im Frühjahr 2015 wurden in Polen für einen Hektar Agrarland auf dem
freien Markt im Schnitt 25. 300 Zloty (gut 6.300 Euro) gezahlt; das
waren 12 % mehr als ein Jahr zuvor. Das lockt ausländische Käufer.

Bei Privatisierungen durch die staatliche Agentur für Land-
wirtschaftliche Immobilien (Agencja Nieruchomości Rolnych – ANR) stieg
der Kaufwert durchschnittlich um 12,4 % auf 24.670 Zloty (knapp 6.200
Euro/ha). Am gefragtesten waren hierbei große Flächen in der Nähe von
landwirtschaftlichen Betrieben. So haben laut ANR-Angaben Grundstücke
mit einer Größe von 100 bis 300 ha im Frühjahr 2015 bei Versteigerun-
gen im Schnitt 28.000 Zloty (7.000 Euro/ha) eingebracht. Grundstücke
mit 1 bis 10 ha kosteten hingegen günstigere 20.400 Zloty (5.100 Eu-
ro/ha).

Die höchsten Preise haben Investoren bei Privatisierungen in der Woi-
wodschaft Wielkopolskie (Groβpolen – Poznań, ca. 9.300 Euro/ha)
Śląskie (Schlesien – Katowice, 9.250 Euro/ha) und Opolskie (Oppeln,
9.200/ha) gezahlt. Am unteren Ende der Skala befanden sich die Woiwod-
schaften Świętokrzyskie (Heiligkreuz – Kielce, ca. 3.400 Euro/ha), Pod-
laskie (Białystok, ca. 3.900 Euro/ha) und Podkarpackie (Vorkarpaten-
land – Rzeszów, ca. 4.050 Euro/ha).

PASSKONTROLLE AN DER SCHOLLE
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Die polnischen Landwirte haben in den letzten Jahren ihre Betriebe mod-
ernisiert und dadurch die Ressourcen ihrer bisher verfügbaren Flächen
ausgeschöpft, heiβt es in einem Kommentar zu diesem Bericht. Die
einzige Möglichkeit, den Umsatz zu steigern, sei jetzt für die Bauern
die Ausweitung ihrer landwirtschaftlich nutzbaren Flächen. Deshalb
übersteige die Nachfrage derzeit das Angebot, und dieser Trend werde
sich fortsetzen.

Mit und ohne Genehmigung

Zum Vergleich: 1 ha Agrarland koste in Bayern durchschnittlich ca.
41.000 Euro, in NRW – ca. 35.000 Euro, in Schleswig-Holstein – 26.000
Euro, in Hessen – 15.000 Euro, in Thüringen und Brandenburg – ca.
8.600 Euro. Die Preise in der polnisch-deutschen Grenzregion haben
sich somit auf beiden Seiten in etwa angeglichen.

Noch können Ausländer in Polen Agrarland nur mit einer Sondergenehmi-
gung kaufen oder pachten. Nach offiziellen Angaben des Warschauer In-
nenministeriums gibt es nicht viele ausländische Käufer. So haben sie
in der Woiwodschaft Zachodniopomorskie (Westpommern – Szczecin)
zwischen 2011 und 2013 lediglich 23 ha erworben.

In ganz Polen kaufen Ausländer offiziell etwa 1.000 bis 3.000 ha im
Jahr. Insgesamt befinden sich nicht ganz 50.000 ha polnischen Ackers
zurzeit in ausländischem Besitz.

Doch der Schein trügt. So haben zwischen 2011 und 2013 Firmen mit aus-
ländischer Minderheitsbeteiligung allein in Westpommern 3.000 ha Agrar-
land gekauft. Zudem kauften sich Ausländer in der gleichen Region und
Zeit in polnische Agrarunternehmen ein, die etwa 5.000 ha ihr Eigen
nennen. In beiden Fällen braucht man dazu keine Genehmigung. Zu
gegebener Zeit verwandeln sich solche Firmen dann, auf dem Wege der
Kapitalerhöhung, in ausländisches (zumeist holländisches, deutsches
und britisches) Mehrheitseigentum. Völlig im Dunkeln liegt die Zahl
von Landkäufen, bei denen Polen nur als Strohmänner fungieren.

Planerfüllung geht vor

Gerade in der Woiwodschaft Westpommern kam es deswegen in den letzten
Jahren wiederholt zu groβen Protesten polnischer Bauern, die ihre Be-
triebe erweitern wollten. Die ausländischen Käufer jedoch, treiben die



Preise in die Höhe. Die Bauern werfen dem Landwirtschaftsministerium
in Warschau und der ANR Versäumnisse und Leichtsinn vor.

In der Vergangenheit waren gerade die ehemaligen deutschen Ostgebiete
in Polen (Pommern, das südliche Ostpreuβen, Niederschlesien) die Gegen-
den, in denen es sehr viel Agrarland in staatlichem Besitz gab. Unmit-
telbar nach dem Krieg entstanden dort oft riesige Staatsgüter, dadurch
dass deutscher Groβgrundbesitz zusammengelegt wurde. Die Kommunisten
verstaatlichten diesen Grund und Boden am liebsten und sahen die neuen
polnischen Landbewohner gerne als Landarbeiter und nicht als selb-
ständige Bauern. Privateigentum sollte es ja im Kommunismus nach
Möglichkeit nicht geben.

Nach dem Ende des Kommunismus, 1990, kam der schnelle Niedergang der
einst hochbezuschussten Staatsgüter. Die ANR-Treuhand übernahm sie, um
anschließend das Land zu verkaufen oder zu verpachten. Am Anfang waren
knapp 5 Mio. ha. im Bestand der ANR, heute handelt es sich noch um 1,6
Mio. ha, wovon 1,3 Mio. ha verpachtet sind.

Um die Staatskasse aufzufüllen wird auf die ANR viel Druck ausgeübt,
damit möglichst schnell, noch möglichst viel Agrarland verkauft wird.
Die Vorgaben sind hoch. Deswegen, so die Bauernverbände und die Opposi-
tion, scheren sich die Angestellten in den ANR-Regionalbüros wenig
darum, wem sie Land verkaufen. Planerfüllung geht vor.

Wieviel polnisches Agrarland sich tatsächlich in ausländischem Besitz
befindet, ist unter den gegebenen Umständen nicht feststellbar.

Bald wird es ohnehin keine Hindernisse mehr geben. Am 1. Mai 2016
sollen die im EU-Beitrittsvertrag festgelegten Beschränkungen für Aus-
länder fallen. Theoretisch warten auf sie in Polen insgesamt 14 Mio.
ha Agrarland. Stand heute (rechnet man 25.000 Zloty pro ha) handelt es
sich dabei somit um einen Gesamtwert von ca. 350 Mrd. Zloty (gut 87
Mrd. Euro). Angesichts der enormen Kaufkraft ausländischer Inverstoren
gibt es in Polen immer mehr Befürchtungen vor einem Ansturm aus dem
Westen.

Die Debatte ist sehr emotionsbeladen. Alarm schlagen die Bauern, ihre
Organisationen, die nationalkonservativen Medien und die Oppositions-
partei Recht und Gerechtigkeit (PiS). Sie fordern juristische
Beschränkungen und weisen darauf hin, dass es solche Beschränkungen in



den meisten Ländern der alten EU durchaus gibt.

In Frankreich sind die Regulierungen dermaβen streng, dass ein Auslän-
der oder gar ein französischer Anleger, der in Zeiten niedriger Zinsen
in Agrarland investieren möchte, kaum eine Chance dazu hat. In Däne-
mark muss ein ausländischer Käufer seine heimatliche Scholle
veräuβern, sich im Land dauerhaft niederlassen und entsprechende Quali-
fikationen vorweisen, bevor er sich als Landwirt betätigen darf. Auch
in Deutschland können Behörden einschreiten, wenn der begründete Ver-
dacht besteht, der Kauf diene rein spekulativen Zwecken. Spanische
Vorschriften favorisieren eindeutig einheimische Familienbetriebe auf
dem Lande.

Bloβ nicht in Brüssel anecken

All das hat man im EU-Musterland Polen nicht. Entsprechende Gesetzen-
twürfe gibt es, sie werden jedoch von der regierenden Koalition aus
Bürgerplattform (früher Tusk, jetzt Ministerpräsidentin Kopacz) und
Bauernpartei (PSL) blockiert. Man möchte keine Scherereien mit Brüssel
haben.

Derweil bekommen Polens Bauern auch im elften Jahr der EU-Mitglied-
schaft deutlich niedrigere Direktzahlungen als ihre Westeuropäischen
Kollegen. EU-Gelder für die Entwicklung des ländlichen Raums kommen
vor allem den reichsten Landwirten zugute. Nicht selten werden sie von
Unternehmern, die keine Landwirte sind abgefangen. Nur 10% der Gelder
aus dem EU-Kohäsionsfond werden in Polen auf dem Lande ausgegeben, ob-
wohl dort 38% der polnischen Bevölkerung wohnt.

Die politische Klientel der mitregierenden Bauernpartei (PSL) ist gut
versorgt, die Wähler der Tusk-Kopacz-Partei (PO) leben ehedem nicht
auf dem Lande. Die Regierungskoalition kann es sich seit acht Jahren
erlauben eine Entstaatlichung des ländlichen Raums zu betreiben.
Schulen, Postämter, Polizeiwachen, Überlandbusverbindungen, Bahnstatio-
nen werden massenhaft geschlossen.

Hinzu kommt der mangelnde oder gar fehlende Schutz der Rechte der Land-
bevölkerung. Es geht um breit angelegte Betrügereien, bei denen gelie-
ferte Produkte (vor allem Getreide, Schweine und Obst) nicht bezahlt
werden. Die Polizei erklärt sich in der Regel für nicht zuständig,
Staatsanwaltschaften stellen die Verfahren schnell ein, kommt es den-



noch zum Verfahren, verhandeln Gerichte im Schneckentempo. Nur Banken
handeln binnen kurzer Zeit.

Land auf Zwangsversteigerungen zu erwerben wird im ländlichen Polen
traditionell gemieden. Ausländer allerdings dürften da viel weniger
Vorbehalte haben.

© RdP

Am 24. April 2015 starb Władysław Bartoszewski.

Niemand ist so vortrefflich, dass kein Makel an ihm wäre. Władysław
Bartoszewski wird in allen Nachrufen in Deutschland als ein Mann der
Versöhnung und Verständigung dargestellt. Doch Bartoszewski war auch
ein Mann des unerbittlichen politischen Kampfes, um ein hartes, oft
sehr verletzendes Wort nicht verlegen. Er trat ein in die Geschichte
als Widerstandskämpfer gegen die nazideutsche und als Oppositioneller
gegen die kommunistische Tyrannei, dessen Verdienste nicht genug
gewürdigt werden können. Mit ihm ist zugleich ein Parteipolitiker ges-
torben, der sich in den letzten Jahren seines Lebens voller Zorn und
Verbissenheit mitten ins Gewirr der politischen Konfrontation in Polen
stürzte. Er konnte hart austeilen, schrie aber Zeter und Mordio wenn
man es ihm mit gleicher Münze zurückzahlte. Schade, dass sehr viele
seiner Landsleute ihn vor allem so in Erinnerung behalten werden.

Die Enttäuschung über das einstige Idol spiegelt sich in dem Nachruf
von Piotr Zaremba wider, eines sehr nachdenklichen, umsichtigen,
konservativen Beobachters der polnischen politischen Szene,
geschrieben für das Internetportal „wPolityce.pl“ (“inderPolitik.pl“).

„Was für eine Biografie!“

„Zum ersten Mal habe ich ihn als Gymnasialschüler 1981, während der er-
sten Solidarność, nicht lange vor der Verhängung des Kriegsrechts, bei
einem Vortrag über die polnische Geschichte erlebt, gehalten in einem
Warschauer Studentenheim. Es war eine durch und durch oppositionelle
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Veranstaltung. Der schnell sprechende Herr erwies sich als ein
faszinierender Cicerone durch eine Welt, die mit der offiziellen Propa-
ganda nichts zu tun hatte.

Menschen mit konservativen Überzeugungen, polnische Patrioten, die
sich den besten Traditionen unserer Geschichte verpflichtet fühlen,
sind heute verblüfft, wenn man sie daran erinnert, dass Bartoszewski
damals einer von ihnen war. Ein halbes Jahr in Auschwitz, dann in der
Heimatarmee, im Warschauer Aufstand, in Mikołajczyks Bauernpartei nach
1945, sechs Jahre in kommunistischen Kerkern, fünf Monate Internierung
nach der Verhängung des Kriegsrechts in Polen am 13. Dezember 1981…
Bartoszewski pflegte damals ausschließlich Umgang mit grundanständigen
Menschen, die, wie er, viel Schlimmes im kommunistischen Polen hatten
durchleiden müssen. Er zeichnete sich durch Zivilcourage aus. Was für
eine wunderbare Biografie, und was ist aus ihr geworden!“, schreibt
Zaremba.

Der symbolische Professor

Władysław Bartoszewski wurde 1922 in Warschau geboren. Der Vater war
Bankdirektor. Das Abitur machte er im Juni 1939, am 1. September
marschierten die Deutschen in Polen ein. Es war ihm nicht vergönnt je-
mals ein Hochschulstudium abzuschlieβen. Bartoszewski studierte
während der deutschen Besatzung, ab 1941, Polonistik an der Warschauer
Untergrunduniversität, es folgten zwei weitere Anläufe nach dem Krieg:
ab 1948 und ab 1958. Der Ausbruch des Warschauer Aufstandes, die Ver-
haftung nach dem Krieg und zuletzt berufliche und familiäre Verpflich-
tungen machten jedoch einen Abschluss, geschweige denn das Schreiben
einer Doktorarbeit und einer Habilitationsschrift, unmöglich.

Der Professorentitel, mit dem er meistens angesprochen und
angeschrieben wurde, war ein symbolischer. Bartoszewski genoss es, ver-
mied konsequent den Sachverhalt richtigzustellen und konnte sehr unge-
halten werden, wenn andere es taten.

Dennoch, der beredte, vielbelesene, lebenserfahrene und hochintelli-
gente „nur Abiturient“ war ein gefragter Dozent und Referent in Sachen
Politik und neue Geschichte an der Katholischen Universität Lublin, an
deutschen Universitäten wie München, Eichstätt und Augsburg. Zwölf
Hochschulen in Polen, Deutschland, Israel und den USA haben ihm die
Ehrendoktorwürde verliehen. Einige der in den 60er und 70er Jahren er-



schienenen Forschungen des begabten Autodidakten über das Grauen der
deutschen Besatzung in Warschau würden ohnehin den Anforderungen, die
an eine Doktorarbeit gestellt werden, mehr als genügen.

Keine Angst vor deutschen Offizieren

Der knapp volljährige Władek folgte dem Rat des Vaters und besorgte
sich eine Anstellung beim Polnischen Roten Kreuz, einer der wenigen
polnischen Institutionen, die die Deutschen nicht verboten hatten.
Doch die Hoffnung, ein Ausweis des PRK würde ihn schützen, trog. Am
19. September 1940 wurde Bartoszewski während einer groβangelegten
Razzia in seiner Wohnung in Warschau verhaftet. Mit einem Transport
von gut eintausend Warschauer Männern landete er drei Tage später im
Konzentrationslager Auschwitz, das damals, in seiner Anfangsphase, für
Polen bestimmt war. Der zweite Abschnitt, Birkenau, in dem vor allem
Juden, aber auch Zigeuner, Polen und Russen vergast wurden, war noch
nicht gebaut.

Zweihundert Tage lang dauerte seine Haft, bis ihn das Rote Kreuz im
April 1941 herausholen konnte. Es war ein sehr seltener Glücksfall,
aber damals noch möglich.

Kaum wieder zu sich gekommen, engagierte sich Bartoszewski in den
Strukturen des Polnischen Untergrundstaates, die der polnischen Exil-
regierung in London unterstanden. Geleitet von einem konspirativen
„Beauftragten der Regierung für die Heimat“, stets auf der Hut vor der
Gestapo, überwachten und beeinflussten sie, so gut sie konnten, im Ver-
borgenen alle Lebensbereiche des besetzten Staates. Die konspirative
Heimatarmee (AK) war keine „Partisanenbewegung“ sondern ein Teil der
Staatsstruktur, eine Armee im Untergrund, die einer zivilen Kontrolle
unterstand.

Bartoszewski wurde nach dem Krieg nicht müde, das Wissen und die Erin-
nerung an dieses damals im besetzten Europa einmalige Gefüge zu pfle-
gen. Die Feststellung „Polen hatte keine Widerstandsbewegung, sondern
einen Staat im Untergrund“, war ihm extrem wichtig. Die Kommunisten,
die im Nachhinein der legalen Exilregierung jede Legitimation ab-
sprechen wollten, hassten ihn dafür.

Er engagierte sich im Propagandawesen des Untergrunds und war zu-
gleich, ab September 1942, im Untergrund-„Innendepartement“ stel-



lvertretender Leiter des Judenreferates und Mitglied des konspirativ-
en, ehrenamtlichen Rates für Judenhilfe (Deckname „Zegota“), in dem
sich viele gutwillige Menschen engagierten. Falsche Papiere wurden be-
sorgt, jüdische Kleinkinder in Klöstern untergebracht, Netzwerke der
Rettung organisiert, Informationen über den Massenmord an den Juden ge-
sammelt und nach London weitergeleitet, wo die polnische Exilregierung
die Alliierten für das Problem zu interessieren versuchte. Auf die
Hilfe für Juden stand im besetzten Polen, anders als etwa im
okkupierten Frankreich, Holland oder Dänemark, die sofortige Todess-
trafe für die Retter und diejenigen, die gerettet werden sollten.

Deswegen rieben sich viele an der Weichsel die Augen, als sie plöt-
zlich in einem Interview für „Die Welt“ im Februar 2011 Bartoszewskis
Worte lasen: „Wenn jemand Angst hatte, dann nicht vor den Deutschen.
Wenn ein Offizier mich auf der Straße sah und nicht den Befehl hatte,
mich festzunehmen, musste ich nichts fürchten. Aber der polnische Nach-
bar, der bemerkte, dass ich mehr Brot kaufte als üblich, vor dem
musste ich Angst haben“.

Schweigen in Israel

Die Organisation zur Rettung von Juden galt als einzigartig im ge-
samten deutsch-besetzten Europa. 1965 zeichnete die Jerusalemer Holo-
caust- Gedenkstätte Yad Vashem Bartoszewski mit der Medaille
„Gerechter unter den Völkern“ aus. 1991 erhielt er zum Dank die Ehren-
bürgerschaft Israels, wo er viele Freunde und Bewunderer hatte.

Umso mehr war man in Polen bestürzt, als Bartoszewski im Juni 2002,
als polnischer Auβenminister, eine vielbeachtete Rede im israelischen
Parlament hielt, ihm aber seitens etlicher Abgeordneter, mit Knes-
set-Vizepräsident Reuven Rivlin an der Spitze, blanker Hass entgegen-
schlug. Der kuriose Kernsatz in der Erwiderung Rivlins lautete:
„Allein die Tatsache, dass ein Land sich unter fremder Besatzung im
Zweiten Weltkrieg befand, befreit dieses Land nicht von der Verantwor-
tung für alles, was auf seinem Territorium passierte.“

Stumm saβ Bartoszewski, ansonsten ein ungezügelter Polterer und ein
Vulkan der Rhetorik, da und hörte sich an, dass die Polen dieselbe
Schuld am Holocaust trifft wie die Deutschen. Wer war mehr berufen als
er, würdig und besonnen auf solche Verleumdungen zu reagieren, wenig-
stens den Saal zu verlassen? Rivlin, 1939 in Palästina geboren, ist
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seit Juli 2014 israelischer Staatspräsident.

Lob für Deutschland

Beachtlich sind auch Bartoszewskis Leistungen auf dem Gebiet der Ver-
ständigung mit Deutschland, zu dem er bereits in den 80er Jahren enge
Kontakte knüpfte. Als 1995 Bundeskanzler Kohl Polens damaligen Staat-
spräsidenten Lech Wałęsa nicht zum 50. Jahrestag des Kriegsendes nach
Berlin einladen wollte, und die FAZ auf der ersten Seite höhnte:
„Polen will fünfte Groβmacht sein“, sprach Bartoszewski wenige Tage
vor dem 8. Mai vor dem Bundestag in Bonn. Das unwürdige Einladungsspek-
takel erwähnte er mit keinem Wort. Doch seine große Versöhnungsrede
ging in die Geschichte ein.

Er wurde in Deutschland hofiert, bewundert, mit Auszeichnungen, Ehren-
titeln und Stipendien geradezu überhäuft. Er nahm sie gerne an. Allein
die Bosch-Stiftung unterstützte sein Buch über die deutsch-polnische
Verständigung mit 132.000 D-Mark, heiβt es.

Doch musste er ausgerechnet auch noch die Stresemann-Medaille in Mainz
im November 1996 entgegennehmen? Viele in Polen konnten ihr Befremden
darüber nicht verbergen. Ohne auch nur ein kritisches Wort in seiner
Dankesrede zu sagen, nahm Bartoszewski eine Auszeichnung an, die an ei-
nen Politiker erinnert, der als deutscher Auβenminister zwischen 1923
und 1929 den jungen polnischen Staat bekämpfte wo er nur konnte, der
aus seiner tiefen Abneigung gegen Polen und seiner de facto auf die Be-
seitigung Polens abzielenden Revisionspolitik nie ein Hehl gemacht
hat. Der Zollkrieg gegen Polen und Locarno sind in diesem Fall nicht
die einzigen, aber die wichtigsten Stichworte.

„Im Sommer 2000“, erinnerte sich dieser Tage der Journalist Jedrzej Bi-
elecki in der Zeitung „Rzeczpospolita“ („Die Republik“) vom 24. April,
„habe ich erlebt, wie er als polnischer Auβenminister an den EU-
-Beitrittsverhandlungen teilnahm. Der EU-Erweiterungskommissar Günter
Verheugen zählte mit monotoner Stimme alle damaligen polnischen Un-
zulänglichkeiten auf: Probleme mit der Bakterienzahl in der Milch, zu
viel Staatsunterstützung für die Stahlwerke… Irgendwann unterbrach Bar-
toszewski Verheugen lautstark: »Ich habe Auschwitz ausgehalten, ich
werde auch die Verhandlungen mit der EU aushalten!« Damit war das
Aufzählen beendet.“, schreibt Bielecki.



Drei Tage später konnte man in derselben Zeitung ein Verheugen-Inter-
view lesen, und in ihm die Feststellung: „Er hat nicht versucht die
historische Schuld Deutschlands dazu zu benutzen, um auf mich Druck
auszuüben“.

Tadel für Polen

Bartoszewski polterte oft. Nicht wenige in Polen machte das verlegen,
sie fanden es unpassend. Manchmal war das ein Poltern auf wahrlich
sehr dünnem Eis. Nicht gerade beliebt macht sich ein Auβenminister,
der von Deutschland in den höchsten Tönen schwärmt („ein vorbildlicher
europäischer Rechtsstaat, ein Land der Toleranz, von dem wir nur ler-
nen können“), in der israelischen Knesset den Kopf in den Sand steckt,
angesichts geradezu ungeheuerlicher Anschuldigungen , und im eigenen
Parlament wutentbrannt der Opposition, die nach den EU-Beitrittsbedin-
gungen fragt, entgegenschmettert: „Polen (im Polnischen ist Polska wei-
blich – Anm. RdP) ist eine hässliche Braut ohne Aussteuer, die nicht
wählerisch sein kann.“ Bitter waren die Kommentare: „An so einer Braut
kann sich ja jeder vergreifen“, schrieb der Publizist Rafal
Ziemkiewicz.

Kurz nach Kriegsende ging Bartoszewski als Journalist zur „Gazeta Lu-
dowa“ („Volkszeitung“). Es war das Presseorgan der einzigen noch zuge-
lassenen Oppositionspartei, der Polnischen Bauernpartei unter der Lei-
tung des aus London zurückgelehrten Exilpolitikers Stanisław Mikola-
jczyk. Die PB war damals eine groβe Volkspartei, die die Kommunisten
Schritt für Schritt mit brutalsten Methoden vernichteten. Bartoszewski
trat in die PB ein. Dafür wurde er im November 1946 verhaftet und erst
im April 1948 entlassen. Die zweite Verhaftung erfolgte im Dezember
1949. Er kam erst im August 1954 wieder frei.

Menschen wie Bartoszewski konnten im kommunistischen Polen nur am
Rande der Gesellschaft leben und arbeiten. Für einen Mann, der gerne
im Mittelpunkt stand, war das kein angenehmer Zustand. Drei Jahrzehnte
lang fristete er dieses Randdasein. Damals entstanden seine wertvoll-
sten Bücher und Artikel, damals hielt er seine interessantesten Vorle-
sungen. Er und seinesgleichen wurden zum Symbol dafür, dass man auch
in dem wie ein Krebsgeschwür alle Gewebe der Gesellschaft durchdringen-
den Kommunismus, der zumeist auf die niedrigsten Instinkte baute: An-
passung, Lüge, Denunziantentum, dennoch in Würde und mit Anstand leben
konnte. Bartoszewski wurde bis 1989 ständig bespitzelt, abgehört, Pro-



vokationen ausgesetzt, das geht eindeutig aus den Akten der polnischen
Stasi hervor.

Putins Klugheit

Und wieder fragt man sich, was einen Menschenrechtler und Demokraten,
wie Bartoszewski bewog im März 2014, auf dem Höhepunkt der Krim-Krise,
in der „Thüringer Allgemeinen“ ein Hohelied auf Wladimir Putin anzus-
timmen: „In einem Fernsehinterview habe ich gesagt, dass ich die Intel-
ligenz von Herrn Putin schätze (…) Ich glaube an Putin, vielleicht
mehr als viele andere. Ich schätze seine Klugheit und seine Berechen-
barkeit. Berechenbarkeit gehört zum europäischen Denken.“

Verheugen erinnert sich in dem schon zitierten Interview: „Einmal
sagte er mir: so viele Jahre lang hat man mir nicht erlaubt zu reden.
Jetzt muss ich das nachholen, reden soviel ich nur kann“. Es war für
ihn nicht immer von Vorteil.

Der Brückenbauer nach Auβen verwandelte sich im eigenen Land zunehmend
in einen rhetorischen Rammbock, grob und ausfallend, grenzenlos von
sich selbst überzeugt, bei Retourkutschen aber stets in seiner verdien-
st- und leidensvollen Biografie Schutz suchend.

Die Selbstblamage einer Koryphäe schmerzt

Piotr Zaremba erinnert in seinem Nachruf: „Noch 2006 hatten wir es mit
einem Mann zu tun, der allgemein hohes Ansehen genoss. Die von ihm
kurze Zeit später gnadenlos verunglimpften Brüder Kaczyński, die da-
mals regierten, hatten ihn zum Chef des wissenschaftlichen Beirates
des angesehenen Polnischen Instituts für Internationale Beziehungen ge-
macht. Von ihnen nahm er den hochdotierten Posten des Chefs des Auf-
sichtsrates der staatlichen Fluggesellschaft LOT an. In der linken
„Gazeta Wyborcza“ („Wahlzeitung“) pries er den Dialog mit Deutschland,
in der konservativen Presse lobte er die von der „Gazeta Wyborcza“
aufs Schärfste bekämpfte Aussonderung von ehemahligen Stasi-Spitzeln
aus dem Staatsdienst und den von ihr ebenso verachteten traditionellen
Patriotismus“.



Bartoszewski-Gedenkbriefmarke der Pol-
nischen Post von 2015 mit Bartoszewsk-
i-Spruch „Es lohnt sich anständig zu
sein“, der ihn leider vor Selbstblamage
nicht bewahrt hat.

Die radikale Wende, die sich in seinem Verhalten 2007 vollzog sucht
nach Erklärungen. Plötzlich erlebte Polen einen alten Mann, der sich
bedingungslos auf eine Seite der politischen Auseinandersetzung
stellte, und ab dann bis zuletzt auf Parteitagen von Tusks Bürgerplatt-
form seine politischen Gegner vor johlendem Publikum aufs Übelste
beschimpfte. Sie waren für ihn „Vieh“ („bydło“), „Frustrierte“, „Per-
verslinge“, „Spinnner“, „Trotteldiplomaten“ „vor Hass aufgebläht“, „N-
erztierzüchter“ (Anspielung auf Jarosław Kaczyńskis Katze), „Fälle für
den Psychiater“…

Sogar die Kommentatorin der ansonsten Kaczyński-feindlichen „Gazeta Wy-
borcza“ bemerkte im Oktober 2007, dass solche Worte „Bartoszewski
nicht gut zu Gesichte stünden.“

Der Kommentator der „Rzeczpospolita“ schrieb damals: „Die Worte Ba-
troszewskis haben mir weh getan, weil die Selbstblamage einer Koryphäe
schmerzt. Beleidigungen sind keine Argumente. Er lieβ seinem Unmut und
seiner Wut freien Lauf. Damit beschädigte er sich selbst und das Land,
dem er so lange gut gedient hatte“.

Władysław Bartoszewski starb im Alter von 93 Jahren in Warschau.

© RdP
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100 Tage EU-Ratspräsident Tusk. Alle enttäuscht nur Frau
Merkel nicht.

Der offizielle Jubel kannte keine Grenzen als Donald Tusk im September
2014 EU-Ratspräsident wurde. Es soll, so hat man tatsächlich be-
hauptet, ein Ereignis gewesen sein, das sich gerade noch so mit der
Wahl des Krakauer Erzbischofs Karol Wojtyła zum Papst vergleichen
lieβ. Im Oktober 1978 hieβ es in Rom „habemus Papam“. Jetzt hieβ es in
Warschau allen Ernstes „habemus Praesidentem Europae“.

So formulierte es damals der, nie um eine Peinlichkeit verlegene,
Auβenminister Sikorski. Andere Politiker aus dem Regierungslager und
regierungstreue Medien verkündeten mit Emphase, der „König Europas“
sei gerade gekürt worden. Die damals allgemein wie selbstverständlich
verwendete Bezeichnung „Präsident Europas“ klang dagegen geradezu
bescheiden.

Ereignis von epochaler Bedeutung

Diejenigen Polen, die anhaltend an tiefen Minderwertigkeitskomplexen
leiden, und das ist ein nicht geringer Teil der Nation, konnten sich
wieder einmal kurz aufrichten. Ähnlich wie in jenen Momenten, wenn es
einem polnischen Sportler oder Team ausnahmsweise mal gelingt eine
Goldmedaille oder einen Meistertitel zu erlangen. Oder, so geschehen
im Sommer 2009, als der farblose Jerzy Buzek, an den sich heute in Eu-
ropa kaum jemand mehr erinnert, für zweieinhalb Jahre EU-Parlament-
spräsident wurde, und dann im Sommer 2011, als Polen die damals noch
im Rotationsprinzip halbjährlich wechselnde und fast bedeutungslose EU-
-Ratspräsidentschaft übernahm. Beide Male waren das in der offiziellen
Darstellung der Tusk-Regierung „Ereignisse von epochaler Bedeutung“.

Überhört oder niedergejubelt wurde von der Regierungspropaganda bei
der Wahl Tusks zum EU-Ratspräsidenten der Einwand, es stimme doch sehr
nachdenklich, dass kein(e) sich im Amt befindliche Regierungschef(in)
Westeuropas, auch nicht Frau Merkel oder David Cameron, sich darum
gerissen haben, „König(in) von Europa“ zu werden.

DONALD DER GEHORSAME

http://www.radiodienst.pl/donald-der-gehorsame/


Tusk-Jubel 1: „Tusk, der neue König Europas “ (links Frau Mogherini).

„Wir können stolz sein!“, verkündete „Fakt“, Springers polnische
„Bild-Zeitung“. „Zehn Jahre nach unserem EU-Beitritt wurde ein Pole EU-
-Ratschef, informell der Präsident der ganzen Union! Kein polnischer
Politiker wagte es jemals von der Position zu träumen, die jetzt Don-
ald Tusk einnehmen wird“.

http://www.radiodienst.pl/wp-content/uploads/2015/04/Tusk-król-Europt-foto-11.jpg


Tusk-Jubel 2: „Tusk erwartet in Brüsel Luxus. Der König Europas mietet eine Wohnung für
(umgerechnet) viertausend Euro“.

Schwache einhundert Tage

Nun, nach einhundert Tagen seines Amtierens in Brüssel, konnten sich
auch Tusks gröβte polnische Enthusiasten nicht dazu durchringen Begeis-
terung an den Tag zu legen. Diesmal zierte sein Gesicht weder die Ti-
telseite der linken Tageszeitung „Gazeta Wyborcza“ („Wahlzeitung“),
noch die des linken Wochenblattes „Polityka“. „Gazeta Wyborcza“ ver-
steckte ihre erste Bilanz des „Königs von Europa“ auf Seite sechs un-
ter der Überschrift „Tusks schwache hundert Tage“.

http://www.radiodienst.pl/wp-content/uploads/2015/04/Tusk-król-Europy-foto-2.jpg


Tusk-Jubel 3: „Donald Tusk hat mit seiner neuen Frisur alle überrascht. Neuer Stil des Königs
von Europa.“

Besser angebracht wäre sicherlich der Titel „Donald der Schweigsame“,
weil der „Präsident Europas“ kaum zu vernehmen ist. Niemand weiβ, was
„Unser Mann in Brüssel“ von der Umsetzung der Vereinbarungen von Minsk
im Ukraine-Konflikt hält. Niemand kennt seine Meinung über die Idee
der Briten, Waffen in die Ukraine zu liefern. Journalisten haben keine
Chance ihn danach zu fragen, weil der neue EU-Ratsvorsitzende die Medi-
en scheut, wie der Teufel das Weihwasser.
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Tusk-Jubel 4: „Der König Europas. Donald Tusk zum Präsiden-
ten Europas gewählt. Er wird nach Polen als Millionär zurück-
kehren. Überzeuge Dich selbst davon, wie die Erste Dame
(Tusks Frau) feiert. Die Meinungen der Welt zu Tusks Wahl.“

Seine Verteidiger behaupten nun allen Ernstes, dass der „Präsident Eu-
ropas“ sich ohne Absprache mit den 28 Staats- und Regierungschefs der
EU nicht zum Ukraine-Konflikt äuβern kann und darf. Die Erklärung,
warum jedoch Angela Merkel und François Hollande sich mit den übrigen
26 EU-Staaten nicht im Geringsten absprechen müssen, wenn sie zu Putin
aufbrechen und mit ihm, im Namen der EU, Vereinbarungen treffen,
bleiben die Tusk-Fürsprecher schuldig.

Tusk kenne eben die Rangordnung, hege keine Illusionen, wer in Wirk-
lichkeit die EU regiere und ihre Auβenpolitik gestalte, lautet ein
weiteres Argument. Wie denn das? Ist Tusk plötzlich nicht mehr der
„Präsident“, der „König Europas“, der er noch im September 2014 ange-
blich gewesen ist?

Der osteuropäische Musterschüler

http://www.radiodienst.pl/wp-content/uploads/2015/04/Tusk-król-Europy-foto-4.jpg


In Ernst Hemingways berühmter Novelle müht sich der alte Mann sehr
lange damit ab, den Fisch ins Boot zu bekommen, und als er ihn endlich
dort hat, sieht er ein von anderen Fischen abgenagtes Skelett. Tusk
ergeht es nicht anders, nur, dass ihm das nichts ausmacht.

Die Wahl ins EU-Amt war die Krönung seiner langjährigen Träume von ein-
er groβen europäischen Karriere. Den Anlauf, den er dazu benötigte,
war verhältnismäβig kurz und leicht.

Tusk-Jubel 5. „Fakt“, die polnische „Bild-Zeitung“: „Groβer
Erfolg Donald Tusks! Der wichtigste Mann in Europa. Wird er
Polen helfen? Ab Dezember wird es bei den Sitzungen des Eu-
ropäischen Rates zwei Polen geben (mit Ministerpräsidentin
Kopacz).

In Deutschland hat man im Herbst 2005 geradezu hysterisch auf den Sieg
der Partei Recht und Gerechtigkeit (PiS), sowohl in den Präsi-
dentschafts- wie auch in den Parlamentswahlen reagiert. Jeder, der die
„schrecklichen“ Zwillingsbrüder Lech (Staatspräsident) und Jarosław
(Ministerpräsident) Kaczyński entmachtete, und ihre selbstbewuβte und
eigensinnige Europa- und Russlandpolitik zu Fall brachte, konnte auf
die Dankbarkeit Angela Merkels zählen.

Tusk, der es geschafft hatte, im Herbst 2007, bei vorgezogenen Parla-
mentswahlen, die Regierung von Jarosław-Kaczyński abzulösen und dessen
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Bruder Lech auf dem Posten des Staatspräsidenten zunehmend zu
isolieren, bis der am 10. April 2010 in der Smolensk-Flugzeugkatastro-
phe ums Leben kam, war Frau Merkel von Anfang an sympathisch. Umso
mehr, als er gerne bereit war einzugestehen, dass für alle pol-
nisch-deutschen Konflikte und Irritationen der Jahre 2005 bis 2007
allein sein Land, Polen die Schuld trug.

Deutsche „Bild-Zeitung“ online.. Tusk verglichen mit einem
kleinen Ganoven, der im Film „Der Pate“ Mafioso Vito Corleone
die Hand küsst.

Genauso verfuhr Tusk im Verhältnis zu Moskau, doch erwies sich der von
ihm umgarnte Partner Wladimir Putin weit weniger loyal. Putin nahm
Tusks Huldigungen und Zugeständnisse (u.a. die vollständige Übertra-
gung der Untersuchungen des Flugzeugabsturzes von Smolensk an die
Russen) gerne entgegen, und vertröstete ihn mit vagen Versprechungen,
die er nicht einzulösen gedachte.

Tusk schlüpfte derweil gekonnt in die Rolle des osteuropäischen EU--
Musterschülers. Zu Höherem geweiht wurde er 2010 in Aachen, bei der
Verleihung des Karlspreises. Die Laudatio zu seinen Ehren hielt Angela
Merkel persönlich. Der Lissabonner Vertrag, der die gescheiterte EU-
-Verfassung ersetzte und im Dezember 2009 in Kraft trat, hat jedoch
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Tusks heutiges Amt deutlich geschwächt.

Brav sein ist alles

Für den Vorsitzenden der EU-Kommission (heute Jean-Claude Juncker)
wurde eine fünfjährige Amtsperiode beibehalten. Dem in seiner Art neu
geschaffenen Amt des EU-Ratspräsidenten (heute Tusk) wurde jedoch nur
eine zweieinhalbjährige Amtsperiode zugebilligt, mit der Möglichkeit
sie einmal zu verlängern. Je kürzer aber die Amtsperiode, umso schwäch-
er die politische Position des jeweiligen Amtsinhabers.

Tusk hat das nicht gestört, seine Entschlossenheit EU-Karriere zu
machen nicht gemindert. Den Absprung nach Brüssel betrachtete er als
die beste Rettung vor den wachsenden politischen Schwierigkeiten in
Polen, und als ein Heilmittel gegen seine Amtsmüdigkeit als Minister-
präsident. Er hat lange Zeit falsche Fährten gelegt, behauptet er
denke gar nicht daran nach Brüssel zu gehen, weil er zu Hause noch
viel zu tun habe. Insgeheim lernte er intensiv Englisch, bekam von
Frau Merkel fortlaufend diskrete Ratschläge und Anweisungen, was er zu
tun und zu lassen habe, um seine Chancen nicht zu gefährden.

Tusk ist heute 58 Jahre alt. Sein Plan: fünf Jahre lang, bis Ende
2019, in Brüssel ausharren. Im Frühjahr 2020, noch vom Glorienschein
des ehemaligen „Präsidenten Europas“ umgeben, die Wahlen gewinnen und
polnischer Staatspräsident werden.

Dazu bedarf es aber Mitte 2017 unbedingt einer Verlängerung der Amtspe-
riode um 2,5 Jahre. Frau Merkels Wort wird dabei, wie bei der Ernen-
nung im Sommer 2014, das gröβte Gewicht haben. Brav sein, der poli-
tischen Ziehmutter keine Schwierigkeiten machen, keine kesse Lippe
riskieren, das sind für Donald Tusk die Schlüssel zum eigenen Wohlerge-
hen. Die ersten einhundert Tage seiner Amtsperiode haben gezeigt, dass
er diese Taktik ganz und gar beherzigt hat.

Die Frage nach dem EU-Gemeinwohl, nach konstruktiven Zielen, die es zu
erreichen gilt, stellt sich für Tusk nicht. Ernsthafte Überlegungen zu
den Problemen Europas? Fehlanzeige.

Macht war für Tusk immer nur ein Selbstzweck und sie durfte den
Rotwein- und Zigarrengenieβer nicht zu sehr belasten. Der Minister-
präsident verlieβ Warschau für gewöhnlich am Donnerstagnachmittag an



Bord einer Maschine in Richtung Sopot/ Zoppot, wo er ein Haus hat, und
er erschien nicht vor Montagnachmittag wieder im Dienst. Diesen Rhyth-
mus versucht er so gut es geht auch in Brüssel beizubehalten.

Wie es um sein EU-Amt bestellt sein würde, konnte man derweil schon im
Juni 2014 absehen. Aus Anlass des 70. Jahrestages der alliierten Lan-
dung in der Normandie, hatten Merkel und Frankreichs Staatspräsident
Hollande beschlossen sich mit Putin und dem ukrainischen Ministerpräsi-
denten in Deauville zu treffen. Der damalige EU-Ratspräsident (Van Rom-
puy) und die EU-Chefdiplomatin (Frau Ashton) wurden nicht dazu gela-
den.

Schnell zur Sache

Spätestens zu diesem Zeitpunkt wurde klar, wer in der EU die Entschei-
dungen fällt. Niemand stellte laut die Frage, wozu eigentlich die EU
die beiden neuen Ämter geschaffen hat. Eine ehrliche Antwort lautet
bis dato: zur Dekoration.

Noch zur Zeit des Tusk-Vorgängers, Herman Van Rompuys, haben sich
Deutschland und Frankreich immerhin bemüht, den von ihnen erzwungenen
Lösungen einen europäischen Anstrich zu geben. Inzwischen hat das
keine Bedeutung mehr. Vor allem deutsche Politiker sind es müde um den
heiβen Brei herumzureden. Man möchte schnell zur Sache kommen, und EU-
-Ratspräsident Tusk spurt.
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Amersten abend des zweitägigen EU-Gipfels, es war der 19. März 2015,
rief er, wie befohlen, einen Mini-Gipfel zum Thema Griechenland ein.
Teilnehmer waren: Frau Merkel, François Hollande, Ministerpräsident
Tsipras sowie Vertreter der wichtigsten EU-Finanzinstitutionen.

Da konnte der belgische Regierungschef Charles Michel vor der
geschlossenen Tür noch so laut toben und Tusk beschimpfen: „Was sind
das für Ideen? Weder Deutschland, noch Frankreich haben ein Mandat, um
Belgien zu vertreten. Wollen Sie die Union in wichtige und weniger
wichtige Länder spalten?“

Da konnte der österreichische Bundeskanzler Werner Faymann Tusk darauf
hinweisen, dass er wenigstens den Vorsitzenden des EU-Paralaments
Martin Schulz hätte dazu einladen sollen. Tusk begnügte sich mit einer
47-sekündigen Erklärung in „holprigem“ (so die Presseagentur AP), schw-
er verständlichem Englisch darüber, was hinter geschlossenen Türen zu
Griechenland gesagt wurde.

Sehr bezeichnend war auch der Besuch des „Präsidenten Europas“ bei US-
Präsident Obama in Washington am 9. März 2015. Irgendeine eigene Aus-
sage, eine Idee Tusks zum geplanten Freihandelsabkommen zwischen den
USA und Europa, zu den wichtigsten Problemen der Weltpolitik? Feh-
lanzeige. Stattdessen Smalltalk, Shakehands, gemeinsames Foto, aber
keine, wie sonst üblich, gemeinsame Pressekonferenz mit Obama. Keine
Erwähnung des Besuches in einem der wichtigen amerikanischen TV-Sen-
der, kein Kommentar oder Artikel in der „New York Times“ (dort er-
schien ein Tusk-Interview vor dem Besuch), in der „Washington Post“,
im „Wall Street Journal“.

Kein Ansehen, keine Macht

Die Show wurde Tusk zudem von Peter Wittig gestohlen, dem deutschen
Botschafter in Washington, der ausgerechnet am Tag des Washington-Be-
suches von Tusk das Medieninteresse auf sich zog, als er öffentlich en-
thüllte, unter welchen Umständen sich Obama entschlossen hatte, keine
„todbringenden Verteidigungswaffen“ in die Ukraine zu liefern. Die
Entscheidung war, so Wittig, auf Betreiben Deutschlands beim Merkel-Be-
such im Weiβen Haus am 9. Februar 2015 gefallen. Der deutsche
Botschafter machte damit der amerikanischen Öffentlichkeit auf einen
Schlag klar, wer in der EU die Politik macht und wer nur repräsen-
tiert.



„Undurchsichtig, unsichtbar, nebulös, stammelnd“, so umschrieben aus-
ländische Korrespondenten in Brüssel Tusks Wirken, als polnische Medi-
en sie nach ihrer Einschätzung der ersten einhundert Tage des neuen EU-
-Ratspräsidenten fragten. Viel mehr fiel den Brüsseler Journalisten zu
Tusk nicht ein.

„Viel Ansehen, keine Macht“, so umschreiben EU-Kenner die Funktion des
EU-Ratspräsidenten. Der EU-Rat, das sind die Gipfeltreffen der
Regierungschefs der EU-Staaten, die einige Male im Jahr stattfinden,
bei denen manchmal wichtige Entscheidungen getroffen werden. Der EU-
-Ratspräsident soll sie vorbereiten und ihren Verlauf überwachen, mi-
tunter vermitteln.

Tusks Vorgänger Van Rompuy, der flieβend Englisch und Französisch (let-
zteres beherrscht Tusk überhaupt nicht) sprach, viel Diplomatie- und
Verwaltungserfahrung hatte, hat diese Aufgabe zuverlässig und
geschickt gemeistert. Sein Nachfolger hat diese Erfahrung und Routine
nicht. Aber er braucht sie auch nicht zu haben. Hauptsache Frau Merkel
ist mit seinen Handreichungen zufrieden. Nur das zählt.

@ RdP

Ein Fachpolitiker beurteilt, ein Landwirt berichtet.

Tagelang war Warschau im Februar 2015 Schauplatz intensiver Proteste
der Landwirte, organisiert von der Bauern-Solidarność und der
Bauerngewerkschaft im postkommunistischen Gesamtpolnischen Gew-
erkschaftsverband OPZZ. Dass diese beiden Organisationen, ansonsten
miteinander verfeindet, Hand in Hand agierten, ist bisher einmalig und
ein Beweis für die feste Entschlossenheit der Landbevölkerung für ihre
Interessen einzustehen.
Regierung und regierungsnahe Medien haben die Proteste als un-
berechtigt und überzogen eingestuft. Von Dreistheit, Unverschämtheit
und Parasitentum war sogar die Rede. Die Bauern bekommen Direktzahlun-
gen aus der EU. Der Staat finanziert zu gut 90% ihre Krankheitskosten
und Renten, da Bauern nur Kleinstbeiträge in ihre Renten- und

WAS WOLLEN DIE BAUERN
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Krankenkasse (KRUS) einzahlen, die nicht vergleichbar sind mit den
Beiträgen anderer Berufsgruppen. Sie entrichten keine Einkommenss-
teuer. Sie bekommen jährlich umgerechnet ca. 20 Euro Diesel-Geld pro
Hektar aus der Staatskasse, und so weiter, und so fort…. Kurzum: Hor-
den schlitzohriger, zahnlückenstrotzender Rüpel haben ihr Schlaraffen-
land in der Provinz verlassen und sich auf ihren Monster-Treckern auf
den Weg nach Warschau gemacht, weil sie den Hals nicht vollkriegen kön-
nen. So in etwa die offizielle Auslegung.

Krzysztof Ardanowski

Krzysztof Ardanowski ist Sejm-Abgeordneter der nationalkonservativen
Oppositionspartei Recht und Gerechtigkeit (PiS) und war Berater für
Agrarfragen des im April 2010 tödlich verunglückten Staatspräsidenten
Lech Kaczyński. Mit ihm sprach am 19. Februar 2015 das Internetportal
„wPolityce.pl“ („inderPolitik.pl“). Nachfolgend die wichtigsten Passa-
gen:

Frage: Glauben Sie, dass die Bauern mit ihren Forderungen zu 100%
Recht haben?

Ardanowski: Da vermischt sich sehr Wichtiges mit weniger Bedeutendem.
Das schafft Raum für Manipulationen und die Darstellung der Bauern als
habgieriger Krawallmacher.

Frage: Worum geht es also?
                                     

                                     Gleichberechtigung

Ardanowski: Die Bauern fordern keine neuen Privilegien, wie ständig be-
hauptet wird. Wer so redet, der hat keine Ahnung von der EU-Agrarpoli-
tik. Die polnischen Bauern (gut 1,3 Mio. von ihnen bekommen EU-Di-
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rektzahlungen – Anm. RdP) denken so: wenn wir auf der Ausgabenseite
schon die allgemeingültigen Anforderungen und hohen Kosten der EU-Mit-
gliedschaft tragen müssen (teure Sanitär-, Veterinär- und Umweltschutz-
maβnahmen), dann wollen wir auch auf der Einnahmenseite wie die an-
deren EU-Bauern behandelt werden. (…)

Frage: Die polnischen Bauern nehmen es den Verantwortlichen übel, dass
sie nicht wie ihre Kollegen in Deutschland oder Frankreich behandelt
werden. (500 Euro pro Hektar EU-Direktzahlungen gibt es in Griechen-
land und auf Malta, ca. 100 Euro in Lettland, in Polen etwa 200 Euro
pro Hektar, in Frankreich ca. 250 Euro, in Deutschland ca. 300 Euro
pro Hektar, der EU-Durchschnitt liegt bei ca. 250 Euro – Anm. RdP).
Haben sie recht damit?

Ardanowski: Ganz und gar. Politiker der Bauernpartei PSL (sie ist der
kleine Koalitionspartner der seit 2007 regierenden Bürgerplattform PO
und stellt den Landwirtschaftsminister Marek Sawicki – Anm. RdP) be-
haupten, dass Bauern in Lettland und Bulgarien noch kleinere EU-Di-
rektzahlungen bekommen, aber dort gibt es kaum Landwirtschaft. Zehn
Jahre nach dem EU-Beitritt muss sich Polen in eine Reihe mit
Frankreich, Deutschland, Dänemark oder Holland stellen – Ländern die
ähnlich viel wie wir produzieren, aber viel höhere Direktzahlungen und
Unterstützungen für ländliche Gebiete bekommen.
Es war ein strategischer Fehler, der während der Verhandlungen (betref-
fend des neuen EU-Haushaltes 2013-2020 – Anm. RdP) gemacht wurde.
Vertreter der Regierung Tusk haben sich sehr passiv in Sachen Land-
wirtschaft verhalten. Der polnische Landwirtschaftsminister (Marek Saw-
icki – Anm. RdP) war sehr zurückhaltend…. Aber auch wenn er viel offen-
siver agiert hätte, es wäre ihm im Alleingang nicht gelungen die
Gleichstellung der polnischen Bauern zu erwirken. Ohne tatkräftige Un-
terstützung in Brüssel durch den eigenen Ministerpräsidenten, den Fi-
nanzminister, den Wirtschaftsminister, durch das ganze Kabinett, ist
das nicht machbar. Donald Tusk aber pokerte gerade um seinen neuen
Posten des EU-Ratspräsidenten. Ein Tusk, der aufmuckt, der fordernd
auftritt, wäre schnell aus dem Rennen. Der Preis für seinen Posten war
sein Stillhalten.

Frage: Das war‘s also?
                                                     

 Hilfe in der Not



Ardanowski: So sieht es aus. (…) Die Bauern haben in den letzten
Jahren viel investiert. Die Regierung und ihre Medien wurden nicht
müde den „polnischen Aufschwung“ zu rühmen. Dem Landvolk wurde einget-
richtert: nehmt Kredite auf, dann habt ihr die geforderten Eigenmit-
tel, um in den Genuss der EU-Fördermittel aus dem Topf „Unterstützung
ländlicher Gebiete“ zu kommen. Es hieβ, die gute Konjunktur für Agrar-
produkte werde noch lange anhalten. Sehr viele Bauern haben so in die
Milchproduktion, in die Schweinezucht, den Obstanbau usw. investiert.
Inzwischen aber ist der Preis für 1 l Milch von 1,70 Zloty (ca. 0,40
Euro) auf unter 1 Zloty (ca. 0,24 Euro) gefallen. (Für 1 kg Kartoffeln
werden den Bauern 0,02 Zloty (0,004 Euro) gezahlt. Für 1 kg Schwein
bekommen sie im Durchschnitt 3,50 Zloty (0,85 Euro), im Juli 2014
waren es noch 5,50Zloty (ca. 1,35 Euro). Viele können ihre Kredite
nicht mehr bedienen – Anm. RdP).

Frage: Wirtschaftsliberale sagen, Risiko gehört zum Geschäft. Wer ei-
nen Kredit aufnimmt, muss damit rechnen, dass er scheitert.

Ardanowski: Nur, in der EU-Landwirtschaft gibt es keinen freien Markt.
Alles ist reguliert, vorgegeben, reglementiert. (…) Die Bauern können
ihre Kosten kaum mehr senken. Den versprochenen stabilen Agrarmarkt,
bei dem die Bauern auf Hilfe in der Not bauen können, gibt es nicht
(angesichts des russischen Embargos, der Afrikanischen Schweinepest,
des vor kurzem verhängten Verbotes der industriellen rituellen Schäch-
tung – die polnischen Rindfleischexporte nach Israel und in arabische
Staaten hatten einen Wert von 800 Mio. Euro im Jahr – Anm. RdP).

Frage: Stichwort Milchproduktion.

Ardanowski: Erstens. Die EU-Kommission hat für Milchproduzenten, die
vom russischen Embargo getroffen wurden, ein Hilfsprogramm vorbereit-
et, von dem Litauen, Lettland, Estland und Finnland profitieren wer-
den. Polen nicht, weil das polnische Landwirtschaftsministerium nicht
rechtzeitig die erforderlichen Angaben und Unterlagen nach Brüssel
geliefert hat!!!
Zweitens. Gleichzeitig wurden polnische Milchbauern mit hohen Strafen
wegen Überschreitens der Milchquoten im Quotenjahr 2013/2014 belegt:
insgesamt 46 Mio. Euro. Die entsprechende Behörde hat in den letzten
fünf Monaten alle Auszahlungen für gelieferte Milch beschlagnahmt, um
das Geld einzutreiben.
Drittens. Am 1. April 2015 werden die EU-Milchquoten abgeschafft. Pol-



nische Milchbauern witterten darin eine Chance für sich, und erhöhten
vorauseilend den Milchviehbestand, um gut „durchzustarten“. Vieles von
der gestiegenen Produktion fiel noch in das letzte Quotenjahr
2014/2015. Die Strafen für polnische Milchbauern wegen Überproduktion
werden dieses Mal ca. 200 Mio. Euro betragen. Die Strafe pro Milch-
bauer und abgeliefertem Liter soll sich auf 0,90 Zloty (ca. 0,21 Euro)
belaufen. Das heißt, die Milchbauern werden eine Zeitlang völlig leer
ausgehen. Die Gerichtsvollzieher interessiert das leider nicht im ger-
ingsten.
Die Proteste haben inzwischen einen Teilerfolg gebracht. Die EU-Kommis-
sion hat versprochen die Strafzahlungen von einem auf drei Jahre zu
verteilen.

Frage: Stichwort Schweinefleisch.

Ardanowski: Auch hier hat sich die Situation dramatisch versch-
lechtert. Aufgrund des russischen Embargos ist ein enormes Überangebot
auf dem gesamten EU-Markt entstanden. Die Preise sind im Keller ange-
langt, es tobt ein gnadenloser Verdrängungswettbewerb. Polen wird von
Schweinehälften aus Dänemark und Deutschland regelrecht überflutet.
Jetzt rächt sich die überstürzte, reichlich naive Privatisierung der
polnischen Industriemetzgereien. Anstatt den umliegenden Bauern An-
teile an den Betrieben zu gewähren, wurde z. B. 2004 die gröβte pol-
nische Schlachterei Sokołów Podlaski (7 Fabriken) an den finnischen
Fleischkonzern HK Ruokatalo und die dänische Firma Danish Crown
verkauft. Die wichtigsten Teilhaber an Danish Crown sind dänische Sch-
weinezüchter. Kein Wunder, dass die Sokołów Podlaski-Fabriken in Polen
fast ausschlieβlich dänisches Fleisch verarbeiten.
                  

Ernstgenommen werden

Frage: Die Bauern legen in ihren Protesten eine groβe Solidarität an
den Tag. Das war früher nicht so.

Ardanowski: Bis vor nicht allzu langer Zeit haben die Fleischproduzen-
ten mit den Schultern gezuckt wenn der Milchpreis fiel, und wenn der
Schweinefleischmarkt zusammenbrach, dann sagten die Maisbauern, dass
sie das nichts angehe. Die Bauern merken endlich, dass die Land-
wirtschaft einem System kommunizierender Röhren gleicht. (…)
Die ganze Situation ist eine Folge von Versäumnissen und einer leicht-



fertigen Sorglosigkeit der Regierung Tusk und jetzt der Regierung Ko-
pacz, nach dem Motto: die EU-Direktzahlungen werden es schon richten,
und für Probleme sind wir ja eh nicht zuständig, weil über die Land-
wirtschaft in Brüssel entschieden wird. Inzwischen lassen sich aber
die Bauern nicht mehr auf diese Art abspeisen.
Frage: Sollte Recht und Gerechtigkeit die im Herbst 2015 anstehenden
Parlamentswahlen gewinnen, werden sie ein gewaltiges Problem zu be-
wältigen haben.

Ardanowski: Ja, und ich bin weit entfernt davon zu behaupten, es gebe
da ein Paar einfache Lösungen und damit hat es sich. Die über Jahre an-
dauernden Unterlassungen und Versäumnisse der Regierung machen einige
schwierige und komplizierte Entscheidungen notwendig, aber wir werden
sie ganz bestimmt nicht scheuen. Vor allem jedoch darf man sich nicht
sklavenhaft an der EU-Landwirtschaftspolitik orientieren, die nicht im-
mer für uns von Vorteil ist. Man muss in Brüssel agieren und zugleich
eine eigene nationale Landwirtschaftspolitik betreiben, wie das die
groβen EU-Agrarstaaten seit eh und je tun. (…).

Frage: Wie geht es weiter mit den Protesten?

Ardanowski: Die Taktik der Regierung scheint zu sein: abwarten, in der
Hoffnung die Bestellung der Felder im Frühjahr werde die Bauern schon
zurück nach Hause locken.

Ein polnischer Bauer und seine Sorgen

Am 14. Februar 2015 veröffentlichte die Tageszeitung „Nasz Dziennik“
(„Unser Tagblatt“) das Gespräch mit Tomasz Śmietało, einem Landwirt
aus der Region Podlasie (mit Białystok) im Nordosten des Landes. Nach-
folgend die wichtigsten Auszüge:

Tomasz Śmietało
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Frage: Worauf spezialisiert sich Ihr Betrieb?

Śmietało: Ich ziehe einhundert Mastschweine im Monat auf, habe 56
Jungsauen im geschlossenen System – mäste eigene Ferkel. Ich bin Sch-
weinezüchter in dritter Generation. Den Betrieb habe ich von meinem
Vater übernommen und vergröβere ihn nach Möglichkeit. Ich habe 18 ha
Land hinzugekauft und einige neue Gebäude errichtet.

Frage: Trägt sich Ihr Betrieb nicht mehr?

Śmietało: Anstatt sich weiter zu entwickeln wird es wohl Zeit einzu-
packen. Es gilt Kredite abzuzahlen. Ich habe sie aufgenommen, um Land
hinzu zu kaufen, die Wirtschaftsgebäude zu modernisieren, einen neuen
Schweinestall zu errichten, um Traktoren zu kaufen. Das alles waren In-
vestitionen in meinen Arbeitsplatz. Übrigens: die vielen schönen,
neuen Trecker, die man im Fernsehen bei der Straβenblockade der Bauern
in Zabłudów bei Białystok sehen konnte, gehören alle den Banken. Noch
vor fünfzehn Jahren gab es Polnische „Ursus“-Traktoren für 100.000 Zlo-
ty (ca. 25.000 Euro – Anm. RdP). Die haben uns voll und ganz genügt,
aber sie werden nur noch nach Afrika verkauft, weil sie angeblich
nicht ganz den Umweltbestimmungen entsprechen, und wir müssen Trak-
toren aus dem Westen kaufen für 300.000 Zloty (knapp 75.000 Euro –
Anm. RdP).

Frage: Die Banken geben doch keinen Leuten Kredite die zahlungsunfähig
sind.

Śmietało: So lange alles lief, gab es Kredite. Jetzt, da ich kein Geld
habe um zu zahlen, ist mir die Genossenschaftsbank (Bank Spółdzielczy)
zum Glück entgegengekommen und hat die Raten erst einmal gestundet.
Die wissen, wieviel ich wert bin. Früher waren mein Groβvater und mein
Vater bei denen Kunden.

Frage: Wann fingen die Probleme an?

Śmietało: Vor einem Jahr als in der Region Podlasie die Afrikanische
Schweinepest (ASF) ausbrach – eine Krankheit die von Wildschweinen
übertragen wird und für das Hausschwein tödlich ist, Menschen aber in
keinster Weise gefährdet. Es ging los mit den Preisspekulationen, vor
allem seitens westlicher Firmen, die inzwischen auf dem polnischen
Fleischmarkt vorherrschen. Sie wollten keine Schweine aus dem Gebiet,



in dem der ASF-Virus festgestellt wurde kaufen, obwohl das Fleisch ge-
sund, von den Veterinär-Kontrollen freigegeben und von höchster Qual-
ität war. Das gesamte Fleisch für die Verarbeitung holten sie aus dem
Westen.

Frage: Wieviel wird jetzt für ein Kilogramm Schwein gezahlt?

Śmietało: Etwa 3,50 Zloty (0,85 Euro – Anm. RdP), d. h. man muss pro
Mastschwein etwa 100 Zloty (knapp 25 Euro – Anm. RdP) draufzahlen. Der
Preis ist um 60% gefallen. Meine Frage: zahlen die Verbraucher auch
60% weniger für ihr Kotelett? Die Verbraucherpreise für Schweine-
fleisch sind um höchstens 5% zurückgegangen.

Frage: Wem verkaufen Sie ihre Schweine?

Śmietało: Einem örtlichen Kleinbetrieb. Nur so können wir noch ex-
istieren. Wären da nicht die kleinen polnischen Schlachtereien, dann
gäbe es uns nicht mehr. Heute macht das polnische Schweinefleisch 10
bis 15% des Gesamtangebotes in unserem Land aus, der Rest kommt aus
Deutschland und Dänemark: Ferkel, die man vor Ort mästet, Schweine-
hälften oder gleich fertige Wursterzeugnisse. Polnische Bauern werden
ihre Schweine nicht los, obwohl der polnische Bestand in den letzten
Jahren bereits von 19 auf 9 Mio. Stück zurückgegangen ist. Ich frage
mich: wo ist unser Staat? Jeder Staat hat seine eigene Landwirtschaft-
spolitik, nur in Polen lässt man alles geschehen. (…)

Frage: Was hat die Landwirtschaft dem Land heute noch anzubieten?

Śmietało: Landwirtschaft das ist der Boden. Ohne Boden gibt es keinen
Staat. Wir sind keine Unternehmer, wir bunkern unser Geld nicht in der
Schweiz sondern investieren es in unsere Betriebe. Ich möchte, dass
meine Kinder eines Tages auch Schweinezüchter werden.

Frage: Auf wen kann heute der Landwirt zählen?

Śmietało: Nur auf sich selbst.

Frage: Was erwarten die Landwirte in der Region Podlasie, die in ihrer
Verzweiflung jetzt die Straβen blockieren?

Śmietało: Vor allem den Abschuss von Wildschweinen, die hektarweise



den Mais vernichten. Es gibt Betriebe, in denen sie 80 bis 90% der An-
baufläche, manchmal zwischen 50 und 100 ha, zerwühlt haben. Die Wild-
schweine übertragen zu dem den ASF-Virus. Der Zuwachs des Bestandes
ist enorm, dennoch erfüllen die Jagdpächter-Vereinigungen nicht einmal
die Abschussvorgaben. Der Mais begünstigt diesen Zuwachs, macht die
Tiere vermehrungsfreudiger, und erschwert den Abschuss, weil sie schw-
erer zu orten sind. Die Maismonokultur ist in den letzten Jahren ents-
tanden, als aufgrund der EU-Zucker-Politik der Zuckerrübenanbau
eingestellt werden musste und unsere Perle, die Zuckerfabrik in Łapy,
geschlossen wurde. Bei mir in der Gegend wütet inzwischen eine Wildsch-
weinrotte mit ca. 30 Tieren. Seit einem Jahr bitten und betteln wir
darum sie zu dezimieren. Nichts passiert.

Frage: Die Regierung hat vorgeschlagen 850 Zloty (ca. 205 Euro – Anm.
RdP) Entschädigung für einen vernichteten Hektar Mais zu zahlen.

Śmietało: Nicht alle kamen in den Genuss dieser Entschädigungen. Eine
andere Sache ist, dass diese Summe nicht einmal zur Hälfte die Ver-
luste abdeckt. Allein das Saatgut kostet pro Hektar 600 Zloty (ca. 145
Euro – Anm. RdP), die Aussaat von Mais auf einem Hektar kostet insge-
samt 3000 Zloty (ca. 730 Euro – Anm. RdP). Ich habe Nachbarn, die let-
ztes Jahr wegen der Wildschweine den Mais dreimal aussäen mussten.
Wenn ein mit ASF infiziertes Wildschwein entdeckt wird, werden im
Umkreis von 10 km alle Schweine notgeschlachtet, auch wenn kein AS-
F-Virus bei ihnen festgestellt wurde. Meine Nachbarn kaufen meine ge-
sunden Jungsauen nicht mehr, weil sie ihnen später von den dänischen
und deutschen Schlachtfabriken bei uns nicht abgenommen werden. Die ve-
rarbeiten bei uns nur Importe aus ihren Ländern.
Wir haben Modernisierungskredite aufgenommen, die sehr verlockend er-
schienen, mit EU-Anteil. Aber wir müssen sie abzahlen. Wovon frage
ich? (…)

Frage: Was könnte die Situation verbessern?

Śmietało: Angemessene Entschädigungen für ASF-geschädigte Sch-
weinezüchter. In unserer Region Podlasie gibt es vorwiegend Familienbe-
triebe, in denen Schweine im geschlossenen System gezüchtete werden.
Sie haben eigene Ferkel, die mit eigenem Futter gemästet und überwie-
gend an kleine, polnische Schlachtereien verkauft werden, die wiederum
ihre Produkte selbst vertreiben. Das ist unsere Lebensgrundlage. In Ma-
suren dagegen herrscht schon der amerikanische Konzern Smithfield. Der



gibt den Bauern eigene Futtermittel, eigene Ferkel und verkauft die
Fleischerzeugnisse an deutsche Discounter-Ketten in Polen. (…)
Die westlichen Konzerne wollen uns zugrunde richten und uns die Ver-
tragsmast aufzwingen, bei der sie am besten verdienen, uns ein dänisch-
es Ferkel geben, dänisches Futter und 30 Zloty (ca. 7,50 Euro – Anm.
RdP) für die Aufzucht. So macht man freie Bauern zu Sklaven. (…)
RdP

Russsiches Embargo. Polnische Bauern fühlen sich im Stich
gelassen.

Sanktionen, die Russland zuerst gegen polnische und bald darauf gegen
Agrarprodukte aus allen EU-Ländern im Sommer 2014 verhängt hat, veran-
lassten den Agrarexperten und Europaabgeordneten der Oppositionspartei
Recht und Gerechtigkeit (PiS) Janusz Wojciechowski zu einer kritischen
Bestandsaufnahme der, wie er meint, (Un)Tätigkeit der Regierung und
insbesondere des Landwirtschaftsministers Marek Sawicki von der (koali-
tions)Bauernpartei PSL in dieser Angelegenheit. Wojciechowski schrieb
in der Tageszeitung „Nasz Dziennik“ („Unser Tagblatt“) vom 19. August
2014 u.a.:

Agrarexperte und Oppositionspolitiker Janusz Wojciechowski

KALTE WINDE AUS DEM OSTEN
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Warum hat Russland ein Einfuhrverbot für Agrarerzeugnisse aus Polen
und danach aus der ganzen EU verhängt? Die Politiker der Bauernpartei
PSL (der mitregierenden kleinen Koalitionspartei in der Regierung Tusk
– Anm. RdP), die seit sieben Jahren die Macht über die polnische Land-
wirtschaft haben, behaupten, schuld daran seien die Besuche polnischer
Politiker während der Proteste auf dem Maidan in Kiew. In Wirklichkeit
setzt Moskau eine Politik um, die der (am 10. April 2010 bei Smolensk
tödlich verunglückte – Anm. RdP) Staatspräsident Lech Kaczyński (bei
seinem spektakulären öffentlichen Auftritt in Tiflis/Tibilissi am 12.
August 2008, als russische Panzer auf die Stadt rollten – Anm. RdP)
zutreffend umschrieben hat: „Heute Georgien, morgen die Ukraine, über-
morgen die baltischen Staaten und danach Polen“. Sich dieser Politik
entgegenzustellen ist eine Frage der polnischen Souveränität. Wir
müssen die Unabhängigkeit der Ukraine unterstützen, sonst haben wir
Russland bald an unseren Grenzen. Das Embargo ist Bestandteil der rus-
sischen imperialen Politik. Die Anwesenheit des einen oder anderen Pol-
itikers auf dem Maidan hat in diesem Fall wahrlich nicht die geringste
Bedeutung.

Krise vor dem Embargo

Die Probleme in der polnischen Landwirtschaft haben nicht mit dem rus-
sischen Embargo begonnen. Noch vor seiner Verhängung hatten die Land-
wirte in diesem Jahr groβe Mühe Weichobst (Johannisbeeren,
Sauerkirschen), Fleisch, Milch und Getreide abzusetzen. Die Abnah-
mepreise sind sehr stark gefallen. Deutlich zu erkennen waren unges-
trafte Preisabsprachen groβer verarbeitender Firmen und Handelsketten
zu Ungunsten der Landwirte. (…) Hinzu kommt die Auswirkung von Armut,
die den Absatz einiger Agrarprodukte eingeschränkt hat. So ist z. B.
der Pro-Kopf-Verbrauch von Schweinefleisch in den sieben Jahren des
Amtierens der jetzigen Regierung um acht Kilogramm gefallen. Wären da
nicht die Armut und der reduzierte Verbrauch, wir könnten einen
Groβteil dessen verzehren, was wir nicht exportieren dürfen.

Deutschland glimpflich davongekommen

Das russische Embargo berührt beinahe die Hälfte der EU-Agrarexporte
nach Russland im Wert von 5,25 Mrd. Euro. Die EU-Agrarausfuhren nach
Russland beliefen sich 2013, laut Eurostat-Angaben, auf 11,37 Mrd. Eu-
ro. Davon entfielen auf Deutschland 1,91 Mrd., auf die Niederlande
1,41 Mrd., auf Litauen 1,25 Mrd. und auf Polen 1,07 Mrd. Euro. Deutsch-



land ist der gröβte europäische Agrarexporteur nach Russland, doch das
Embargo trifft nur etwa ein Viertel seiner Ausfuhren im Wert von 595
Mio. Euro. Mit 927 Mio. Euro werden die russischen Sanktionen am
empfindlichsten Litauen treffen. Für das kleine Land gleicht das einer
Tragödie. An zweiter Stelle liegt Polen. Etwa 80% unserer Agrarexporte
nach Russland im Wert von 841 Mio. Euro sind vom Embargo betroffen.
Nicht wenige Verluste werden auch die Niederlande (528 Mio. Euro),
Dänemark (377 Mio.), Spanien (338 Mio.), Belgien (281 Mio.) und
Frankreich (244 Mio. Euro) verbuchen. Die genannten Zahlen sind nicht
gleichzusetzten mit den Verlusten der jeweiligen Landwirte und Lebens-
mittelfirmen. Sie werden geringer ausfallen, da es wahrscheinlich
gelingen wird einen Teil der blockierten Ausfuhren woanders zu
verkaufen. (Die tatsächlichen polnischen Verluste werden offiziell in-
zwischen auf 500 Mio. Euro beziffert – Anm. RdP). Fazit: während es Li-
tauen und Polen schwer getroffen hat, ist Deutschland glimpflich
davongekommen und im Agrarhandel mit Russland weiterhin stark präsent.
Die EU muss helfen. (…) So wie sie das 2011 getan hat, als der Gemüse-
markt zusammenbrach, weil deutsche Gurken mit E.coli-Bakterien
verseucht waren. Damals hat auch Polen Kompensationszahlungen der EU
in Höhe von 46 Mio. Euro bekommen. Leider gab es viele Ungereimtheiten
bei der Umverteilung dieses Geldes, u.a. wurden in der Woiwodschaft
Świętokrzyskie (Region in Mittelpolen um die Stadt Kielce – Anm. RdP)
einige Tausend Feldgemüsebauern nicht berücksichtigt.

Der Minister lässt sich Zeit

Trotz groβer Versprechungen im Vorfeld, kam Landwirtschaftsminister
Marek Sawicki vor einigen Tagen mit leeren Händen aus Brüssel zurück.
Eventuelle Entscheidungen über Entschädigungen für Landwirte sollen
erst im September fallen. Sawicki prahlte aber damit, dass er einen
der zuständigen EU-Kommissare „aufgerüttelt“ hat. Kein Wunder, dass
die EU schlummert, sie wurde ja von der polnischen Regierung systema-
tisch eingelullt. Oppositionsführer Jarosław Kaczyński hat noch im
April 2014 in einem Brief Ministerpräsident Tusk gewarnt, dass ein rus-
sisches Embargo drohe und man sich darauf gut vorbereiten sollte. Tusk
hat nicht reagiert und der in seinem Namen antwortende Landwirtschafts-
minister Sawicki höhnte und beteuerte, dass es kein Embargo geben
wird. Noch am 2. Juli 2014 sprach er öffentlich davon, dass kein Embar-
go drohe und würgte alle diesbezüglichen Fragen ab, weil sie angeblich
das Embargo heraufbeschwören würden. Während er seine hochmütigen Be-
hauptungen in die Welt hinausposaunte ging wertvolle Zeit verloren.



Die EU hätte schon im Vorfeld aktiv werden können, früher nach Ersatz-
absatzmärkten Ausschau halten und die Landwirte hätten sich besser vor-
bereiten können.

Wo ist der Ministerpräsident?

Wir verzeichnen in Polen bei fast allen Agrarprodukten einen enormen
Zusammenbruch der Nachfrage. Wir haben es nicht nur mit dem russischen
Embargo zu tun, sondern auch mit der Afrikanischen Schweinepest, die
sich von heute auf morgen in ganz Polen verbreiten und unsere Sch-
weinezucht endgültig vernichten kann. Und wo ist Ministerpräsident
Tusk? Im verlängerten Urlaub? In solchen Fällen muss der
Regierungschef tätig werden. Er sollte schon längst in Berlin gewesen
sein, wo sich (und nicht in Brüssel) die eigentliche EU-Hauptstadt
befindet, und dort um die Zustimmung zur Entschädigung der polnischen
Bauern nachsuchen. Er hat ja angeblich so gute Beziehungen zu Angela
Merkel, dann soll er sie auch nutzen! Doch der Ministerpräsident ist
abwesend, aber selbst wenn er da wäre, das Wort „Landwirtschaft“ nimmt
er ja grundsätzlich nicht in den Mund. Das Landvolk ist nicht seine
Wählerschaft. Der Ministerpräsident des gröβten europäischen Agrars-
taates hat angesichts der seit Jahren gröβten Agrarkrise nichts, aber
auch gar nichts, zu sagen. Stattdessen schickt er Landwirtschaftsminis-
ter Sawicki vor, der nicht in der Lage ist auch nur irgendetwas zu be-
wirken. Abgesehen von den Versäumnissen der Regierung sollte man hof-
fen, dass die EU-Hilfe kommt. (…). Doch wir müssen uns auch selbst
helfen. Die gröβte Bedrohung für die Landwirte sind Kredite, die sie
wegen fehlender Einnahmen nicht werden zurückzahlen können. Die Partei
Recht und Gerechtigkeit hat daher einen Gesetzentwurf eingebracht, der
ein einjähriges Moratorium für Darlehensrückzahlungen vorsieht. Hierzu
müssten die Betroffenen einen Antrag stellen, der durch den Ortsvorste-
her zu beglaubigen wäre. Auf diese Weise könnten viele Bauern der
Zwangsversteigerung entgehen. Die Zinsen würden zwar weiterhin berech-
net, doch würde man die aufgelaufenen Zinsen anschlieβend zu den Ver-
lusten hinzurechnen und mit den EU-Kompensationszahlungen begleichen.
Kommen die EU- Hilfen nicht, dann erfolgt der Ausgleich aus dem pol-
nischen Staatshaushalt. So kann man den Landwirten helfen die Krise zu
überstehen. Russland hat politische Sanktionen angewandt und daher
muss man auch politisch antworten, im Geiste der europäischen und inn-
erpolnischen Solidarität. Wir alle, nicht nur die Bauern, müssen der
Gerechtigkeit halber die Kosten der Krise, die das Embargo her-
vorgerufen hat, tragen. Auf längere Sicht jedoch, müssen wir uns auf



einen Wechsel der Absatzmärkte gefasst machen. Auf den russischen
Markt kann man nicht zählen, weil aus dem Osten leider sehr kalte
Winde wehen… RdP


